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Unterstützung und Zusam
m

enarbeit
An dieser Stelle m

öchten w
ir uns bei allen bedanken, die uns bei der Er-

stellung dieser Handreichung unterstützt haben. Für w
ertvolle inhaltliche 

Anregungen und Hinw
eise danken w

ir Hubert Heinhold, Rechtsanw
alt 

in M
ünchen sow

ie Berliner Rechtsanw
ältinnen und Rechtsanw

älten m
it  

Fachexpertise im
 Asyl-, Aufenthalts- und Strafrecht. Außerdem

 bedanken 
w

ir uns für das Feedback und die Hinw
eise aus der Praxis von Sozial- 

arbeiterinnen und Sozialarbeitern aus Beratungsstellen und Sam
m

elunter- 
künften in Berlin.

Rückm
eldungen zur Handreichung

W
ir freuen uns über Anm

erkungen, Ergänzungen und Kritik zu dieser 
H

andreichung, gern per E-M
ail unter dem

 Betreff „H
andreichung“ an  

buero@
fluechtlingsrat-berlin.de. Bei Vorliegen neuer Erkenntnisse planen 

w
ir eine Aktualisierung. 
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   Den Flüchtlingsrat Berlin erreichen regelm
äßig Anfragen von Sozialar- 

beiter_innen und Sozialbetreuer_innen aus den Unterkünften, w
ie sie 

sich am
 besten verhalten sollen, w

enn die Polizei den Aufenthaltsort von 
Schutzbedürftigen erm

itteln oder eine Abschiebung durchführen w
ill. Sie 

sind verunsichert, w
eil die Polizei oder ihre Arbeitgeber_innen erw

arten, 
dass sie (m

andatsw
idrig) Hilfe bei aufenthaltsbeendenden M

aßnahm
en 

leisten, und suchen Unterstützung und Strategien im
 Um

gang m
it 

drohenden Abschiebungen, um
 den Geflüchteten zur Seite stehen zu 

können.

Diese Handreichung w
ill grundlegende Inform

ationen zu rechtlichen 
und 

berufsethischen 
Fragen 

geben, 
die 

sich 
bei 

Polizeibesuchen 
und Abschiebungen aus Sam

m
elunterkünften ergeben. Sie soll zur 

Auseinandersetzung m
it den eigenen Rechten und Pflichten anregen 

und die in den Unterkünften beschäftigten Personen in ihrer Rolle als 
professionell Tätige stärken. Die Recherche zum

 Them
a hat gezeigt, dass 

sich nicht alle Fragen eindeutig beantw
orten lassen. Die folgenden Seiten 

sollen zu solidarischem
 Handeln erm

utigen und Hilfestellung geben – 
ohne eine genaue Gebrauchsanw

eisung sein zu können. 

1. 
Abschiebungen seit Jahren  
auf hohem

 Niveau
Der sogenannte Som

m
er der M

igration ist längst vorüber. Durch die jüngsten 
Verschärfungen im

 Asyl- und Aufenthaltsrecht hat die Bundesregierung der 
W

illkom
m

enspolitik endgültig den Rücken zu gedreht. Schutzbedürftige 
w

erden in Schubkästen m
it „guter“ und „schlechter“ Bleibeperspektive 

sortiert und teilw
eise getrennt voneinander untergebracht, um

 eine  
reibungslosere Abschiebung der politisch Unerw

ünschten gew
ährleisten  

zu können. Die von Bundeskanzlerin M
erkel geforderte „nationale Kraft- 

anstrengung“ zur Abschiebung abgelehnter Asylsuchender zeigt W
irkung:  

Im
 Jahr 2016 w

urden 25.375 M
enschen aus Deutschland abgeschoben. 

Bis Ende Septem
ber 2017 w

urden bundesw
eit 18.153 Personen und 1.381 

Personen aus Berlin abgeschoben. 1 Dam
it stehen Abschiebungen aus 

Sam
m

elunterkünften auf der Tagesordnung. 

M
enschen, die eben noch dabei sind einen Platz zum

 Ankom
m

en, Ausruhen 
und Kräftesam

m
eln zu suchen, die sich langsam

 eine Perspektive jenseits 
von Gem

einschaftsverpflegung und Doppelstockbetten erarbeiten w
ollen, 

sind plötzlich m
it Polizei und erzw

ungener Abschiebung konfrontiert. Von 
den Sozialarbeiter_innen in den Unterkünften erhoffen sie sich eine zu- 
gew

andte Beratung und Unterstützung, w
ährend Polizei und Ausländer- 

behörde reibungslose Abholungen aus den Einrichtungen erw
arten.

1 
Vergleich Antw

ort der Bundesregierung vom
 17. Novem

ber 2017 auf eine Anfrage der Fraktion  
DIE LINKE im

 Bundestag zu Abschiebungen und Ausreisen bis zum
 30. Septem

ber 2017, 
Drucksache 19/117, http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/001/1900117.pdf
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So heißt es in § 203 des Strafgesetzbuchs (StGB):

Verletzung von Privatgeheim
nissen

(1) W
er unbefugt ein frem

des Geheim
nis, nam

entlich ein zum
 persönlichen Lebensbe-

reich gehörendes Geheim
nis […

 ] offenbart, das ihm
 als 

1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt oder Apotheker […
]

5. staatlich anerkanntem
 Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem

 Sozialpädagogen

[…
] anvertraut w

orden oder sonst bekannt gew
orden ist, w

ird m
it Freiheitsstrafe bis 

zu einem
 Jahr oder m

it Geldstrafe bestraft.

[…
]

(3) […
] Den in Absatz 1 und Satz 1 Genannten stehen ihre berufsm

äßig tätigen Gehil-
fen und die Personen gleich, die bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tätig sind. 
[…

]

Beispiel: Die Polizei trifft die gesuchte Person nicht an. Die Sozialarbeite-
rin im

 W
ohnheim

 w
eiß, dass die Person sich gerade bei Freunden in der 

Nachbarschaft aufhält. Die Polizei fragt nach dem
 Aufenthaltsort, doch 

M
itarbeiter_innen, die staatlich anerkannte Sozialarbeiter_innen sind, 

dürfen diese Inform
ation gem

äß § 203 StGB nicht w
eitergeben. Aber auch 

alle anderen M
itarbeiter_innen der Einrichtung m

üssen entsprechende 
Fragen der Polizei nicht beantw

orten.

Zum
 Schutz von Privatgeheim

nissen nach § 203 StGB siehe w
eitere Infor-

m
ationen in Kapitel 5.

2. 
Soziale Arbeit im

 Spannungsfeld 
2.1 

Soziale Arbeit und Polizei

Kom
m

t die Polizei in die Einrichtung, um
 Inform

ationen über den Aufenthalt 
von Personen zu erfragen oder einzelne M

enschen zur Abschiebung ab-
zuholen, dann treffen unterschiedliche W

elten m
it w

iderstreitenden Auf-
gaben, Interessen und Haltungen aufeinander. Hier die soziale Arbeit 
m

it dem
 Anspruch der Achtung vor dem

 besonderen W
ert und der W

ür-
de aller M

enschen und ihres Rechts auf Selbstbestim
m

ung, dort Polizei 
und Ausländerbehörde, die ordnungspolitische Entscheidungen der Ver- 
w

altung im
 Zw

eifelsfall auch m
it Zw

angsm
itteln durchsetzen.

Die Aktionen der Polizei sind nicht nur gegen die Interessen der von  
professionellen Betreuer_innen beratenen und unterstützten M

enschen 
gerichtet, sondern können m

itunter auch über geltendes (O
rdnungs-)

Recht hinausgehen. Häufig erw
artet die Polizei, dass die Beschäftigen in 

den Unterkünften bei aufenthaltsbeendenden M
aßnahm

en m
itw

irken und 
Auskunft über den Aufenthaltsort der betroffenen Person geben. Doch 
eine sich einfach unterordnende Kooperation m

it der Polizei darf es nicht 
geben, sie stünde im

 groben W
iderspruch zum

 Berufsethos der Sozial- 
arbeiter_innen und kann m

itunter sogar strafbar sein. Vielm
ehr m

üssen 
sich die M

itarbeiter_innen in den Einrichtungen fragen, w
ie sie auch in 

diesem
 

Spannungsfeld 
ihrem

 
beruflichen 

Selbstverständnis 
gerecht 

w
erden und die Interessen der betroffenen M

enschen am
 besten w

ahren 
können.

Dabei können sich staatlich anerkannte Sozialarbeiter_innen und ihre 
w

eisungsabhängigen M
itarbeiter_innen auch auf ihre gesetzliche Ge-

heim
haltungspflicht berufen – Daten und persönliche Geheim

nisse von 
betreuten Personen dürfen sie nicht w

eitergeben. 



7 / 32
6 / 32

  W
enn Soziale Arbeit, die das Recht der M

enschen auf Selbstbestim
m

ung 
und 

-entfaltung 
zur 

Präm
isse 

hat, 
zum

 
bloßen 

auf 
Anordnungen 

basierendem
 

Diensthandeln 
degradiert 

und 
dam

it 
indirekt 

an 
Ab- 

schiebungen 
m

itw
irken 

w
ürde, 

w
äre 

das 
m

it 
Sicherheit 

gegen 
die 

Interessen und das M
andat der betroffenen M

enschen gerichtet und 
w

iderspräche dam
it jeder professionellen Grundhaltung. Die Betreiber 

von Unterkünften können nicht erw
arten, dass ihre Angestellten gegen 

das eigene Berufsethos verstoßen. 

W
enn es zu Konflikten zw

ischen M
itarbeiter_innen und Leitung kom

m
t, 

kann m
an Unterstützung bei den Gew

erkschaften (GEW
, Verdi) erbitten 

oder sich an den Betriebsrat w
enden sofern es einen gibt. Hilfreich sind 

sicher auch Kontakte zu bzw
. Erfahrungsaustausch m

it M
itarbeiter_innen 

anderer Einrichtungen. Auch die Landesflüchtlingsräte kann m
an in solchen 

Fällen kontaktieren. 

Lesehinw
eise zur Berufsethik der Sozialen Arbeit: 

 Ĺ
Deutscher Berufsverband für Soziale Arbeit (DBSH) e.V. (Hrsg.): Berufs-
ethik des DBSH in Forum

 Sozial 4/2014, w
w

w
.dbsh.de/fileadm

in/ 
dow

nloads/DBSH-Berufsethik-2015-02-08.pdf

 Ĺ
Alice Salom

on Hochschule Berlin (Hrsg.): Positionspapier:  
Soziale Arbeit m

it Geflüchteten in Gem
einschaftsunterkünften – Professi-

onelle Standards und sozialpolitische Basis, Berlin 2016,  
w

w
w

.fluechtlingssozialarbeit.de

2.2 
Verhältnis Arbeitnehm

er_in und Arbeitgeber_in

Die genaue Bestim
m

ung der Aufgaben, die Sozialarbeiter_innen und Be-
treuer_innen in den Einrichtungen zu erledigen haben, ergibt sich in der 
Regel nicht aus dem

 m
it Arbeitgeber_innen geschlossenen Arbeitsvertrag. 

Vielm
ehr unterliegt bei der Arbeitsausgestaltung die Konkretisierung des 

W
as, W

ie, W
o, W

ie oft und W
ann dem

 W
eisungsrecht der Arbeitgeber_ 

innen (§ 106 Gew
erbeordnung). 

Im
 sozialen Bereich w

ird diese Konkretisierung oft durch schriftlich  
gefasste Konzeptionen oder die Leistungsvereinbarungen m

it den zu- 
ständigen behördlichen Stellen (Senat) näher ausgeführt. Dazu kom

m
en 

z. B. Dienstpläne, Team
besprechungen und Q

ualitätsm
anagem

ent-Hand- 
bücher. Aber auch Anw

eisungen von Leitungskräften ist bezüglich der  
Arbeitsinhalte Folge zu leisten, w

enn sie nicht gegen gesetzliche Vor- 
gaben verstoßen oder sittenw

idrig sind. Das W
eisungsrecht m

uss im
 

„billigen Erm
essen“ ausgeübt w

erden, das heißt, dass die Interessen der 
Arbeitgeber_innen auf der einen Seite und die Interessen des Betriebes 
auf der anderen Seite abgew

ogen w
erden m

üssen. 

Es ist nicht ausgeschlossen, dass die öffentliche Hand als Auftraggeber_in  
und der private Unterkunfts-Betreiber als Arbeitgeber_in von den 
Sozialarbeiter_innen eine enge Zusam

m
enarbeit m

it Polizei und Ausländer- 
behörde auch bei Abschiebungen anw

eisen. Hier ist zum
 einen zu fragen, 

w
elche Zusam

m
enarbeit rechtlich zulässig ist und zum

 anderen, w
ie sie 

berufsethisch zu bew
erten w

äre.

„Soziale Arbeit basiert auf der Achtung vor dem
 besonderen W

ert und der W
ürde aller 

M
enschen, und auf den Rechten, die sich daraus ergeben. Sozialarbeiterinnen sollen 

die körperliche, psychische, em
otionale und spirituelle Integrität und das W

ohler- 
gehen einer jeden Person w

ahren und verteidigen.“ 

(Aus den Prinzipien der International Federation of Social W
orkers (IFSW

), 2004)
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  Es em
pfiehlt sich zudem

, Vordrucke für Vollm
achten bereitzuhalten, um

 
einen gegen die Abschiebung gerichteten Eilantrag ans Gericht schicken 
oder in letzter M

inute eine Rechtsanw
ält_in beauftragen zu können. Es 

ist ratsam
 eine ordentliche Aktenführung m

it den Kopien von ärztlichen 
Attesten und eingelegten Rechtsm

itteln anzulegen, um
 im

 Fall der Fälle 
schnell reagieren zu können. 

3.2 
W

as darf die Polizei? –  
FAQ

s und H
andlungsoptionen 

Ein selbstbew
usstes und bestim

m
tes Auftreten gegenüber der Polizei 

hilft, die Betroffenen in ihren Rechten zu unterstützen und andere Be-
w

ohner_innen zu schützen. Dazu ist es w
ichtig zu w

issen, w
elche Rechte 

die Polizei hat und inw
iefern eine Kooperation verw

eigert w
erden kann. 

Die Rechtsgrundlage, auf die sich die Polizei bei ihren Aktionen zur 
Abschiebung in erster Linie berufen w

ird, ist das Allgem
eine Gesetz zum

 
Schutz der öffentlichen Sicherheit un d Ordnung in Berlin (Allgem

eines 
Sicherheits- und Ordnungsgesetz – ASOG ). Das ASO

G regelt Aufgaben, 
Zuständigkeiten und Befugnisse der Berliner O

rdnungsbehörden und der 
Berliner Polizei. Es gibt der Polizei einerseits w

eitreichende Befugnisse 
bei ihrem

 Vorhaben, kann aber andererseits kaum
 zum

 M
itw

irken an einer 
Abschiebung oder deren Vorbereitung zw

ingen. 

In Berlin sind Abschiebungen aus stationären Jugendhilfeeinrichtungen, 
Krankenhäusern, Kitas und Schulen derzeit grundsätzlich nicht zulässig.

 „Außerhalb der Einrichtung (etw
a bei Vorsprache in der Ausländerbehörde) m

uss  
die Abschiebung jedoch aus Rechtsgründen w

eiterhin versucht w
erden (Rechtspflicht 

aus § 58 Abs. 1 AufenthG).“ Vergleich: Verfahrenshinw
eise der Ausländerbehörde Ber-

lin (VAB Berlin) zu § 58 AufenthG, Stand 23. Oktober 2017  
 

w
w

w
.berlin.de/labo/_assets/zuw

anderung/vab.pdf, siehe auch Auszug in Kapitel 5

3. 
Die Polizei steht vor der Tür

3.1 
Vorschläge zur Vorbereitung auf Polizeibesuche 
und Abschiebungen 

Abschiebungen aus einer Sam
m

elunterkunft setzen alle Beteiligten unter 
außergew

öhnlichen Stress. Seit dem
 „Asylverfahrensbeschleunigungs- 

gesetz“ von O
ktober 2015 dürfen Abschiebungen nicht m

ehr durch 
die Ausländerbehörde angekündigt w

erden, so dass die Polizei m
eist 

unerw
artet vor der Tür steht. 

Eine gem
einsam

e Haltung und solidarische Vorgehensw
eisen für den Fall von  

Polizeibesuchen sollten daher schon im
 Vorfeld in den M

itarbeiter_innen-Team
s 

entw
ickelt und abgesprochen w

erden. Da die Polizei m
eist früh m

orgens 
kom

m
t, um

 M
enschen aus der Unterkunft zur Abschiebung abzuholen, also 

dann, w
enn außer dem

 Sicherheitsdienst kein Personal anw
esend ist, sollte 

nach M
öglichkeit auch das Sicherheitspersonal einbezogen w

erden. 

Gem
einsam

 sollte auch festgelegt w
erden, w

ann und w
ie m

an die 
Bew

ohner_innen über m
ögliche Polizeim

aßnahm
en inform

iert, so dass 
sie einerseits nicht unnötig verunsichert w

erden, andererseits aber auch 
w

issen, w
as ihre Rechte und Pflichten gegenüber Polizist_innen sind, die 

in die Einrichtung kom
m

en.

Um
 im

 Falle von Abschiebungen die jew
eiligen Rechtsanw

ält_innen und 
andere Ansprechpartner_innen um

gehend inform
ieren zu können, ist es 

w
ichtig, entsprechende, regelm

äßig aktualisierte Kontakt-Listen zur Hand 
zu haben. Dafür ist auch der ständige Zugang zu einem

 Faxgerät nötig! 
Auch das Sicherheitspersonal sollte diese Listen kennen. 

Bei Abschiebungen innerhalb Europas (Dublin-Abschiebungen) kann der 
ELENA-Index m

it Beratungs- und Unterstützungsangeboten in den Ziel-
ländern hilfreich sein. 2

Alle M
itarbeiter_innen sollten diese Liste kennen und schnell die ent- 

sprechenden Auszüge für die von der Abschiebung betroffene Person 
kopieren können.

2 
ELENA-Index, Adressen von Beratungs- und Unterstützungsangeboten in Europa,  
http://w

w
w.ecre.org/w

p-content/uploads/2016/05/ELENA-Index-latest-update-M
ay-2016.pdf. 
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  „W
ohnungen können jedoch zur Abw

ehr dringender Gefahren jederzeit  
 betreten w

erden, w
enn 

1. 
Tatsachen die Annahm

e rechtfertigen, dass

 
a) dort Personen Straftaten von erheblicher Bedeutung verabreden,  

 
 

vorbereiten oder verüben,

 
b) sich dort Personen treffen, die gegen aufenthaltsrechtliche  

 
 

Strafvorschriften verstoßen, […
]“

Rechtsanw
ält_innen vertreten eine andere, von Gerichten schon w

ieder- 
holt bestätigte Rechtsauffassung, da die Abholung einer Person aus 
einer Unterkunft in der Regel eine gew

isse Suche und som
it eine „Durch- 

suchung“ voraussetzt und nicht m
it dem

 bloßen „Betreten“ zu erledigen 
ist. Außerdem

 geht jeder Abschiebung eine längere Planung voraus, so 
dass keine „dringende Gefahr“ abgew

ehrt w
erden m

uss oder „Gefahr im
 

Verzug“ sein könnte. Vielm
ehr ist es für die Polizei m

öglich, sich bei Gericht 
einen Durchsuchungsbeschluss zu besorgen, w

enn eine Person aus ihrer 
W

ohnung oder ihrem
 Zim

m
er in einer Unterkunft abgeholt w

erden soll. 
Dies ist auch in § 37 ASO

G vorgesehen und vorgeschrieben:

„Verfahren bei der Durchsuchung von W
ohnungen

(1) Durchsuchungen dürfen außer bei Gefahr im
 Verzug nur durch den Richter  

 
angeordnet w

erden. Zuständig ist das Am
tsgericht Tiergarten. […

]“

Auch handelt es sich bei den abzuschiebenden Personen in der Regel 
nicht um

 Straftäter_innen. Der Aufenthalt m
it einer Grenzübertrittsbe-

scheinigung (GÜB) oder Duldung ist nicht strafbar. Der § 36 Abs. 4 ASO
G ist 

also auch in dieser Hinsicht nicht einschlägig. 

M
an sollte daher auf die Vorlage eines Durchsuchungsbeschlusses be- 

stehen.

 
Die folgenden Antw

orten auf Fragen aus der  
Praxis sollen eine H

ilfestellung für besonnene 
und zw

eckm
äßige Entscheidungen geben:

 Ļ
Die Polizei fragt telefonisch an, ob eine bestim

m
te Person (noch) 

in der Einrichtung oder W
G w

ohnt. W
as tun? 

Telefonische Anfragen nach Bew
ohner_innen sollten grundsätzlich nicht 

beantw
ortet w

erden. Schon aus Gründen des Datenschutzes ist zu fordern, 
dass derartige Anfragen schriftlich zu fassen sind. 

 Ļ
Braucht die Polizei für den Zutritt zur Unterkunft einen Durchsu-
chungsbeschluss? 
Sam

m
elunterkünfte sind keine rechtsfreien Räum

e. So gilt auch hier der  
Schutz der W

ohnung gem
äß Art. 13 Grundgesetz. Das Betreten und be- 

sonders das Durchsuchen der W
ohnung durch staatliche O

rgane sind 
nur unter bestim

m
ten Voraussetzungen erlaubt. W

enn kein richterlicher 
Durchsuchungsbeschluss oder eine Straftat oder „Gefahr im

 Verzug“ 
vorliegen, darf die Polizei nicht gegen den W

illen des Hausrechtsinhabers 
(M

ieter_in der W
ohnung oder des Zim

m
ers; Träger der Einrichtung, die die 

Im
m

obilie gem
ietet oder in Besitz hat) in die Räum

e. 

Kom
m

t die Polizei, um
 eine Befragung durchzuführen und festzustellen, 

ob bestim
m

te Personen noch in der Unterkunft w
ohnen, hat sie also nicht 

das Recht, sich ohne Zustim
m

ung des Hausrechtsinhabers bzw
. ohne 

Durchsuchungsbeschluss Zugang zu verschaffen. Das heißt nicht, dass 
sie es vielleicht nicht dennoch versuchen w

ird. In diesem
 Fall sollte m

an 
deutlich protestieren. 

Bei Abschiebungen m
eint die Polizei, die W

ohnung bzw
. die Räum

e der 
Unterkunft nur zu „betreten“, w

as sie zw
ecks Anw

endung „unm
ittelbaren 

Zw
angs“ zur Durchführung einer Abschiebung auch ohne richterliche  

Anordnung dürfe. Sie beruft sich dabei unter anderem
 auf das Allgem

eine 
Sicherheits- und O

rdnungsgesetz Berlin (ASO
G).  

 
Darin heißt es in § 36 Abs.4: �
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W
enn das verw

eigert w
ird, legen Sie deutlich Protest ein! In Berlin m

üssen 
uniform

ierte Polizist_innen N
um

m
ern- oder N

am
ensschilder tragen.  

Zivilbeam
t_innen m

üssen ihren Dienstausw
eis zeigen.

 Ļ
M

uss die Polizei m
itteilen, w

arum
 sie ihre Fragen stellt?

N
ein, das m

uss sie nicht. Versuchen Sie trotzdem
 herauszufinden,  

w
as Anlass und Zw

eck des Besuchs und der Fragen ist.

 Ļ
W

en darf sie befragen? (Einrichtungsleitung, Betreuer_innen, 
Bew

ohner_innen, …
)

Die Polizei kann zur Erlangung der erw
ünschten Inform

ation befragen, 
w

en sie w
ill.

 Ļ
Dürfen Auskünfte verw

eigert w
erden?

Ja! An dieser Stelle sei noch einm
al an den § 203 StGB erinnert: Staatlich 

anerkannte Sozialarbeiter_innen und ihre „Gehilf_innen“ (das sind alle, 
die unter fachlicher Anleitung der Sozialarbeiter_innen tätig sind, ein-
schließlich Praktikant_innen) dürfen keine Auskünfte über persönliche 
Geheim

nisse der von ihnen betreuten oder beratenen M
enschen geben. 

Darüber hinaus gibt es gegenüber der Polizei keine Auskunfts- und M
it-

w
irkungspflicht, die über das M

itteilen der eigenen Personalien hinaus-
geht. Dies gilt für alle M

enschen, also auch für die M
itarbeiter_innen des 

Sicherheitsdienstes. 

In § 18 ASOG „Erm
ittlungen, Befragungen, Datenerhebungen“ heißt es unter 

Abs. 3:

„Die Ordnungsbehörden und die Polizei können eine Person befragen, w
enn Tatsachen 

die Annahm
e rechtfertigen, dass die Person sachdienliche Angaben m

achen kann, die für 
die Erfüllung einer bestim

m
ten ordnungsbehördlichen oder polizeilichen Aufgabe er-

forderlich sind. Für die D
auer der Befragung kann der Befragte angehalten w

er-
den. Der Befragte ist verpflichtet, N

am
en, Vornam

en, Tag und Ort der Geburt und  
W

ohnungsanschrift anzugeben. Zu w
eiteren Auskünften ist er nur verpflichtet, 

sow
eit für ihn gesetzliche H

andlungspflichten bestehen.“

W
enn die Polizei m

eint, sich auch ohne Durchsuchungsbeschluss einen 
Zugang zu den Räum

en verschaffen zu dürfen, sollte eine Eskalation  
allerdings verm

ieden w
erden. Fragen Sie um

gehend nach der Einsatz- 
leitung sow

ie nach dem
 Grund des Einsatzes und m

achen Sie klar, dass 
Sie die Aufgabe haben, das Schutzbedürfnis der Bew

ohner_innen zu 
w

ahren. Protestieren Sie gegen das Vorgehen der Polizei, w
enn dieses die 

Bew
ohner_innen erschrecken oder ängstigen könnte. Im

 Anschluss alles 
protokollieren und eine Dienstaufsichtsbeschw

erde gegen die an der 
Abschiebung beteiligten Beam

t_innen schreiben.

Lesehinw
eis: 

 Ĺ
Ekkehard Hollm

ann: W
ohnungen in Asylbew

erberunterkünften, in 
Asylm

agazin 1-2/2003, https://daten.verw
altungsportal.de/dateien/

new
s/3/0/6/5/9/3/am

2003-01-06-hollm
ann.pdf

 Ļ
Darf sich die Polizei unbem

erkt Zugang durch einen Hintereingang 
verschaffen?
Auch die Polizei darf sich nicht unbem

erkt Zugang zu einer Einrichtung 
verschaffen, w

enn W
ohnheim

personal anw
esend ist und es einen Vorder- 

eingang gibt, durch den sie kom
m

en kann. Und sie darf auch nicht nachts  
kom

m
en, w

enn es um
 Befragungen und Datenerhebungen geht (§ 36 Abs. 3  

ASO
G) 3.

W
enn Polizist_innen heim

lich durch den Hintereingang kom
m

en, sollte 
m

an ihnen ein Hausverbot aussprechen und sie zum
 Verlassen der Ein-

richtung / W
ohnung auffordern. 

 Ļ
W

ie m
üssen sich die beteiligten Polizist_innen ausw

eisen?
Bei Abholungen zur Abschiebung kom

m
t die Polizei häufig m

it zivil ge- 
kleideten Beam

t_innen des „Arbeitsgebiets Interkulturelle Aufgaben“ (sic!), 
die von einigen uniform

ierten Polizist_innen verstärkt w
erden. 

Fordern Sie alle anw
esenden Polizist_innen auf, ihre Dienstnum

m
ern 

oder Nam
en zu nennen und notieren Sie diese für das spätere Protokoll. 

3 
Nach § 104 Abs. 3 Strafprozeßordnung um

fasst die Nachtzeit im
 Zeitraum

 vom
 1. April bis  

30. Septem
ber die Stunden von neun Uhr abends bis vier Uhr m

orgens und im
 Zeitraum

  
vom

 1. O
ktober bis 31. M

ärz die Stunden von neun Uhr abends bis sechs Uhr m
orgens.



15 / 32
14 / 32

Im
 Falle einer zw

angsw
eisen Botschaftsvorführung oder der Festnahm

e 
für die Abschiebehaft hat die Ausländerbehörde einen richterlichen 
Beschluss erlangt, den sie der Polizei vorlegt, dam

it diese im
 W

ege der 
Vollzugshilfe tätig w

ird. Den Beschluss m
uss die Polizei der betroffenen 

Person vorlegen, nicht aber dem
 anw

esenden Personal.

Trotzdem
 sollte im

m
er nach einem

 Abschiebungsersuchen oder einem
 

richterlichen Beschluss zur Festnahm
e gefragt w

erden! Das ist auch 
hilfreich, um

 die eigene Position als Vertreter_in des Trägers der Unterkunft 
zu verdeutlichen und in der plötzlich entstandenen Stresssituation Zeit zu 
gew

innen. Die Polizei w
ill ihre Aufgabe m

achen, aber auch die Betreuer_ 
innen in den Einrichtungen haben eine Verantw

ortung gegenüber den 
Bew

ohner_innen.

§ 52 ASO
G „Vollzugshilfe“

Abs.1: „Die Polizei leistet Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen auf Ersuchen 
Vollzugshilfe, w

enn unm
ittelbarer Zw

ang gegen Personen anzuw
enden ist und die 

anderen Behörden oder Stellen nicht über die hierzu erforderlichen Dienstkräfte ver-
fügen oder ihre M

aßnahm
en nicht auf andere W

eise selbst durch setzen können.“

§ 54 ASO
G „Vollzugshilfe bei Freiheitsentziehung“

Abs.1: „H
at das Vollzugshilfeersuchen eine Freiheitsentziehung zum

 Inhalt, so ist 
auch die richterliche Entscheidung über die Zulässigkeit der Freiheitsentziehung vor-
zulegen oder in dem

 Ersuchen zu bezeichnen.“

 Ļ
M

uss die Polizei m
it der Suche w

arten, bis w
eitere herbeigerufene/ 

-telefonierte Zeug_innen oder die Heim
leitung da sind?

Nein. M
an kann es versuchen, aber es ist unw

ahrscheinlich, dass die Polizei 
w

arten w
ird. Trotzdem

 ist es sicher hilfreich, sich auch w
ährend schon 

laufender M
aßnahm

en der Polizei Unterstützung herbeizuholen, w
enn 

das m
öglich ist.

Eine „gesetzliche Handlungspflicht“ ist die Pflicht, von sich aus tätig zu 
w

erden und ergibt sich z.B. aus § 138 StGB: Ein geplantes und noch zu 
verhinderndes Verbrechen w

ie Raub, M
ord, Hochverrat etc. m

uss zur An-
zeige gebracht w

erden. In diesem
 Falle gilt auch die Schw

eigepflicht der 
staatlich anerkannten Sozialarbeiter_innen nicht m

ehr. Hier greift dann 
der „Notw

ehr-Paragraf“ 32 des StGB, der den Bruch der Verschw
iegenheit 

rechtlich zulässig w
erden lässt.

Bezogen auf die Auskunftspflicht im
 ASO

G heißt das also: Die befragte 
Person ist nur zur Aussage verpflichtet, w

enn sie über einen Sachverhalt 
Auskunft geben kann, bei dessen Vorliegen sie auch von sich aus zu  
einer M

eldung gegenüber einer Behörde gesetzlich verpflichtet w
äre. Bei 

der Suche nach Personen, die abgeschoben w
erden sollen, ist das nicht 

der Fall. Eine gesetzliche Handlungspflicht und som
it Auskunftspflicht, 

die über die Angabe der eigenen Personaldaten hinausgeht, besteht 
gegenüber der Polizei nicht.

W
enn Polizist_innen also fragen, w

o die gesuchte Person sein könnte oder 
w

ann sie zurückerw
artet w

erde, kann m
an antw

orten: „Es tut m
ir leid, aber 

diese Frage m
öchte/darf ich nicht beantw

orten.“ Als Sozialarbeiter_in  
kann m

an auch die eigene rechtliche Situation erklären. W
er nicht als  

Sozialarbeiter_in arbeitet, könnte an den Träger der Einrichtung verw
eisen. 

 Ļ
W

elche Inform
ationen über ehem

alige Bew
ohner_innen m

uss 
m

an der Polizei geben?
Über ehem

alige Bew
ohner_innen m

uss m
an keinerlei Inform

ationen an 
die Polizei geben. Sozialarbeiter_innen und ihnen gleichgestellte Personen 
dürfen auch keine Inform

ationen w
eitergeben! (Siehe auch Kapitel 2 

„Soziale Arbeit im
 Spannungsfeld“.)

 Ļ
W

elche Dokum
ente m

uss die Polizei vorw
eisen,  

w
enn sie jem

anden m
itnehm

en w
ill?

In der Regel legt die Polizei den Abschiebungsbescheid oder das Abschie-
bungsersuchen der Ausländerbehörde vor. Aber sie könnte eine Abholung 
auch ohne ein solches Dokum

ent durchführen. Die Polizei könnte sich 
sogar auf den Datenschutz berufen. W

as geht es andere an, w
as Herrn X 

vorgew
orfen und w

arum
 er abgeholt w

ird?
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durchsuchen w
ill, durch die klare Benennung der Räum

e anderer Personen 
vielleicht verhindert w

erden: „Das ist das Zim
m

er von Fam
ilie F., dies die 

Frauen-Küche, dort das Kita-Zim
m

er und da hinten unser Büro.“ 

 Ļ
M

uss das Personal die gesuchte Person ausdeuten, w
enn es dazu 

aufgefordert w
ird und die Polizei die Person nicht (er-)kennt?

Nein, das m
uss es nicht. W

enn die Polizei in dieser Situation anfängt die 
Papiere aller Bew

ohner_innen zu kontrollieren, sollte m
an sie auf das 

Zim
m

er der gesuchten Person verw
eisen und zur Unterlassung w

eiterer 
Kontrollen auffordern. W

enn sie dann ohne die gew
ünschten Inform

a-
tionen abzieht, ist das prim

a! Sollte die Polizei trotzdem
 alle und alles 

durchsuchen und kontrollieren, kann das nur nachträglich vor Gericht auf 
Rechtm

äßigkeit überprüft w
erden.

 Ļ
Darf die Polizei den gesuchten Personen das Handy abnehm

en?
O

hne richterlichen Beschlagnahm
ebeschluss darf die Polizei das Handy 

der gesuchten Person eigentlich nicht abnehm
en. Trotzdem

 w
ird dies von 

den einzelnen Beam
t_innen unterschiedlich gehandhabt. 

Das Handy ist gerade im
 Falle einer Abschiebung für die Betroffenen w

ichtig 
ist, um

 Fam
ilie, Freunde und Anw

ält_innen schnell zu inform
ieren und in 

Kontakt bleiben zu können. Verlangen Sie einen Beschlagnahm
ebeschluss, 

w
enn das H

andy abgenom
m

en w
erden sollte und protestieren Sie 

deutlich, falls ein solcher nicht vorgelegt w
ird! 

 Ļ
M

uss die Polizei ihren Einsatz am
 Ende schriftlich bestätigen?

Dazu w
ird sie nur in den seltensten Fällen bereit sein. Trotzdem

 sollte m
an 

eine solche Bestätigung von der Polizei verlangen.

In den Fällen, in denen es zu Auseinandersetzungen, besonderer Unruhe 
oder verm

eintlichen unrechtm
äßigem

 Verhalten durch die beteiligten  
Polizist_innen kom

m
t, sollte m

an anschließend eine Bestätigung über den 
Einsatz schriftlich vom

 Polizeipräsidenten anfordern. Dies kann helfen, 
die Abschiebung im

 Nachhinein rechtlich anzugreifen. Es ist gesetzlich 
vorgeschrieben, dass von jedem

 Einsatz auch ein Einsatzbericht gefertigt 
w

ird. Stellt sich die Polizei quer, kann Dienstaufsichtsbeschw
erde erhoben 

w
erden. Versprechen Sie sich aber nicht zu viel davon.

 Ļ
M

uss auf Anfrage das Zim
m

er, in dem
 die gesuchte Person w

ohnt, 
m

itgeteilt w
erden?

Die Polizei ist vor O
rt und w

ill die Zim
m

ernum
m

er einer für die Abschiebung 
gesuchten Person w

issen. Sie können auf die Frage antw
orten: „Diese  

Frage m
öchte ich nicht beantw

orten. Unsere Einrichtung ist ein geschützter  
Raum

 und m
eine Arbeit ist nur m

öglich, w
enn das besondere Vertrauens- 

verhältnis zw
ischen m

ir und den Bew
ohner_innen erhalten bleibt.“ 

Eine Berufung auf die professionelle H
altung ist auch eine sinnvolle 

Position gegenüber dem
 Arbeitgeber, w

enn es w
egen dieser Frage zu 

Konflikten kom
m

en sollte.

Sollte die Polizei jetzt anfangen das Haus zu durchsuchen, m
uss entschieden 

w
erden, w

ie das Schutzbedürfnis der gesuchten Person und das der anderen 
Bew

ohner_innen gew
ahrt w

erden kann. Hier w
äre dann abzuw

ägen, ob in 
diesem

 Falle m
it begrenzter Kooperation der Schaden für alle Bew

ohner_ 
innen reduziert w

erden kann.

Ist die Polizei erst einm
al im

 Haus, kann eine Abschiebung oft nicht m
ehr 

verhindert w
erden, so dass es häufig nur noch um

 Schadensbegrenzung 
gehen kann.

 Ļ
M

uss m
itgeteilt w

erden, w
o sich die gesuchte Person aufhält, 

w
enn sie nicht im

 eigenen Zim
m

er ist?
Nein. Nicht m

itw
irken (schw

eigen) geht im
m

er (siehe oben), aber falsche 
Auskünfte zu geben ist tabu.

 Ļ
W

elche Räum
lichkeiten darf die Polizei betreten,  

um
 nach der Person zu suchen?

Bei einer Abschiebung darf die Polizei auch m
it richterlichem

 Durch- 
suchungsbeschluss nur die von der gesuchten Person bew

ohnten Räum
e 

betreten. Sollten der Polizei allerdings Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass sich die gesuchte Person in den anderen Räum

en aufhält, läge 
„Gefahr im

 Verzuge“ vor, so dass sie dann auch in den anderen Räum
en 

suchen dürfte.

Das Betreten w
eiterer Räum

e bei der Suche nach der abzuschiebenden 
Person kann, w

enn die Polizei diese auch ohne konkrete Anhaltspunkte 
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 Ļ
W

as kann ich tun, w
enn eine schw

angere Frau oder  
eine kranke Person abgeschoben w

erden soll?
In Berlin w

erden Schw
angere drei M

onate vor dem
 errechneten Entbin-

dungsterm
in und drei M

onaten nach der Entbindung nicht abgeschoben 
(vgl. Verfahrenshinw

eise der Ausländerbehörde Berlin zu § 60a Abs. 2). 
Abschiebungen m

üssen auch im
m

er dann ausgesetzt w
erden, w

enn kon-
krete m

edizinische Gründe gegen eine Abschiebung sprechen bzw
. eine 

Person reiseunfähig ist. Falls die Polizei also jem
anden m

itnehm
en w

ill, 
der/die schw

er krank ist, sollte die Polizei über die Erkrankung inform
iert 

und alle vorhanden ärztlichen Atteste vorgelegt w
erden, vor allem

 dann, 
w

enn sich die Krankheit in der letzten Zeit verschlim
m

ert hat und die Aus-
länderbehörde darüber noch nicht in Kenntnis gesetzt w

urde. W
enn die 

Person reiseunfähig ist und die Polizei das ignoriert, sollte beim
 Verw

al-
tungsgericht ein Eilantrag auf einstw

eilige Aussetzung der Abschiebung 
gestellt w

erden (siehe unten).

Achtung! 

Erstm
alige Feststellung/Geltendm

achung der Schw
angerschaft  

im
 Rahm

en des Abschiebungsvollzugs

W
ird die Schwangerschaft erstm

als im
 Rahm

en des Abschiebungsvollzuges 
festgestellt bzw

. angezeigt, kann angesichts der seit Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Einführung beschleunigter Asylverfahren am

 17.03.2016 
geltenden deutlich höheren Anforderungen für die Annahm

e einer er- 
heblichen Gesundheitsgefahr (§ 60 Abs. 7) sow

ie der strengeren M
it- 

w
irkungspflichten Ausreisepflichtiger (§ 60a Abs. 2c und d) die Rück- 

führung nach IATA-Regeln (im
 Regelfall bis zu drei W

ochen vor dem
 

errechneten Term
in) durchgeführt w

erden. Siehe Verfahrenshinw
eise 

der Ausländerbehörde Berlin, Kapite 60a 2.3.1 Schw
angerschaft und 

M
utterschutz.

 Ļ
Darf ich die gesuchte Person von der Polizeiaktion unterrichten?

Ja, dies sollten Sie in jedem
 Fall tun. Inform

ieren Sie die gesuchte Person, 
ihre Fam

ilie, die Rechtsanw
ältin und auch Unterstützer_innen vom

 Besuch 
oder Anruf der Polizei. Es gibt keine Bestim

m
ung, die dies verbieten w

ürde. 
Lediglich die Behörden dürfen Abschiebeterm

ine nicht m
ehr vorab be- 

kannt geben.

Es drohen auch keine (strafrechtlichen) Konsequenzen, falls aufgrund 
dieser Inform

ation die Abschiebung nicht durchgeführt w
erden kann. 

3.3. 
M

öglichkeiten der Last-M
inute-Intervention

W
enn die Polizei jem

anden zur Abschiebung m
itnim

m
t, sollten Sie im

m
er 

so schnell w
ie m

öglich Kontakt m
it der/dem

 Rechtsanw
ält_in und/oder 

Beratungsstelle aufnehm
en, die m

it dem
 Fall befasst w

ar, um
 Inform

ati-
onen auszutauschen und sich über das w

eitere Vorgehen abzustim
m

en. 

 Ļ
W

as kann m
an gegen die zw

angsw
eise Abholung tun, w

enn m
an 

w
eiß, dass w

irkungsvolle Rechtsm
ittel gegen die Abschiebung 

eingelegt w
orden sind?

In der konkreten Situation ist die Polizei darauf hinzuw
eisen, dass w

ir-
kungsvolle Rechtsm

ittel eingelegt w
urden, aber diese Inform

ation an-
scheinend noch nicht alle zuständigen Behörden erreicht hat. Legen 
Sie eventuell vorhandene Unterlagen vor, nennen Sie Aktenzeichen und 
verlangen Sie, dass die Polizei dem

 nachgeht, etw
a durch eine Anfrage 

bei Gericht! Die Polizei m
uss allen substantiierten Hinw

eisen nachgehen. 
(W

enn die Person bereits auf dem
 W

eg zum
 Flughafen ist, geben Sie diese 

Inform
ation an die Bundespolizei am

 Flughafen w
eiter, Adressen siehe 

unter Kapitel 5). 

Schalten Sie unbedingt sofort eine_n Rechtsanw
ält_in ein, die dann  

versuchen kann, M
aßnahm

en einzuleiten, um
 die Abschiebung noch zu 

stoppen! 
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Abschiebungsbeobachtung Berlin-Brandenburg
4 

Seit Anfang 2014 gibt es in Berlin die Stelle der Abschiebungsbeobachtung. Sie be-
obachtet zahlreiche aber nicht alle Abschiebungen von Ausreisepflichtigen an den 
Flughäfen Berlin-Tegel und Schönefeld im

 H
inblick auf die Einhaltung der Grund- und 

M
enschenrechte und ist Verm

ittlerin zw
ischen allen an dem

 Abschiebeprozess Be- 
teiligten. Sie kann w

ährend oder nach der Abschiebung kontaktiert w
erden, um

 über 
Fehlverhalten von der Polizei unterrichtet zu w

erden. Es kann auch versucht w
erden, 

die Abschiebungsbeobachterin zu inform
ieren, w

enn klar ist, dass der von Abschie-
bung betroffenen Person dringend benötigte M

edikam
ente fehlen oder fundierte H

in-
w

eise darauf vorliegen, dass die Abschiebung rechtsw
idrig ist.

Die Abschiebebeobachtung berichtet dem
 Forum

 Abschiebebeobachtung viertel- 
jährlich über ihre Arbeit. Das durch Vertreter_innen von Behörden und Zivilgesellschaft 
besetzte Forum

 versucht die Ausw
irkungen von Abschiebung „abzum

ildern“.

Abschiebungsbeobachtung Berlin-Brandenburg

Sabina Bothe 
Abschiebungsbeobachterin  
M

obil: 
0172 - 317 58 13 

Tel: 
030 - 666 33 1031  

Fax: 
030 - 666 33 1032  

E-M
ail: s.bothe@

caritas-brandenburg.de 

4 
Forum

 Abschiebungsbeobachtung Berlin-Brandenburg, Tätigkeitsbericht für 2014 und 2015,  
http://w

w
w.caritas-brandenburg.de/beratung-hilfe/flucht-und-m

igration/
abschiebungsbeobachtung/abschiebungsbeobachtung.

 Ļ
W

as kann ich tun, w
enn die Abschiebung nach m

einem
 Inform

ati-
onsstand rechtsw

idrig ist?
W

enn die betroffene Person eine Rechtsanw
ältin hat, ist diese sofort zu 

inform
ieren. Ist sie nicht erreichbar (oder gibt es keine zuständige RAin) 

sollte sofort per Fax beim
 Veraltungsgericht ein Eilantrag gem

äß § 123  
Vw

GO
 auf vorläufigen Stopp der Abschiebung eingereicht w

erden. Darin 
sollte die aktuelle Situation kurz geschildert w

erden. So kann versucht 
w

erden, die Rechtm
äßigkeit der Abschiebung noch einm

al durch ein 
Gericht überprüfen zu lassen. Der Eilantrag m

uss von der von der Ab- 
schiebung betroffenen oder einer von dieser bevollm

ächtigten Person 
gestellt und unterschrieben w

erden. Da es im
 Falle einer Abschiebung eilig 

und hektisch ist, sollten entsprechende Vollm
achtsvorlagen vorbereitet 

sein. Die Polizist_innen und auch die Bundespolizei am
 Flughafen sollten 

von dem
 Eilantrag unterrichtet w

erden.

 Ļ
W

as kann ich tun, w
enn die Person (vor m

einem
 Dienstbeginn)  

zur Abschiebung abgeholt w
urde? 

Inform
ieren Sie um

gehend die Rechtsanw
ält_in. Versuchen Sie außerdem

 
Kontakt zu der betroffenen Person aufzunehm

en und m
öglichst viele In-

form
ationen zu bekom

m
en. Sie sollten erfragen, w

ohin die betroffene 
Person gebracht w

ird und in w
elches Land und über w

elche Flughäfen 
sie abgeschoben w

erden soll. Diese Inform
ation kann dann an die zu-

ständigen Rechtsanw
ält_innen und an Unterstützer_innen w

eitergegeben 
w

erden.

W
enn Sie w

issen, m
it w

elcher Fluggesellschaft die Person abgeschoben 
w

erden soll, inform
ieren Sie diese darüber, dass die Person gegen Ihren 

W
illen im

 Flieger sitzt und dass durch die Abschiebung unter Um
ständen 

Gefahr für Leib und Leben droht. Bestehen Sie darauf, dass diese Infor-
m

ation an die zuständige Pilotin w
eitergeben w

ird (siehe M
usterfax unter 

Kapitel 5).

W
enn die Abschiebung offensichtlich rechtsw

idrig ist, die Person reise- 
unfähig ist oder es durch die Abschiebung zu einer Fam

ilientrennung 
kom

m
t, können Sie die Bundespolizei und die Abschiebebeobachtung 

am
 Flughafen über die Gründe inform

ieren, die aus ihrer Sicht einer 
Abschiebung entgegenstehen. 
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   Ein Gedächtnisprotokoll sollte folgende Inform
ationen enthalten:

O
rt, Datum

, und Uhrzeit des Polizeieinsatzes; w
er hat es verfasst; w

elche 
Polizist_innen von w

elcher Einheit w
aren beteiligt; w

elche w
eitere Zeugen 

w
aren anw

esend; w
er w

ar alles von den Polizeim
aßnahm

en betroffen; 
detaillierte Beschreibung des Ablaufs. Das Protokoll sollte m

öglichst 
gleich getippt und an sich selbst oder eine dritte Person per E-M

ail oder 
Fax geschickt w

erden, dam
it gesichert ist, w

ann es geschrieben w
urde. 

Das Protokoll kann auch an den jew
eiligen Flüchtlingsrat vor O

rt geschickt 
w

erden.

Nach der Abholung, die ja nicht unbem
erkt von den anderen Bew

ohner_
innen über die Bühne geht, kann eine Inform

ation der anderen Bew
ohner_ 

innen und das Anbieten einer gem
einsam

en Aussprache über den  
Polizeieinsatz sinnvoll sein. 

Nach gew
altsam

en, unangem
essenem

 oder offensichtlich rechtsw
idrigem

 
Verhalten der an dem

 Einsatz beteiligten Polizist_innen sollte der Träger  
der Einrichtung m

it einer/m
 Rechtsanw

ält_in über die Konditionen und  
Aussichten einer Klage beim

 Verw
altungsgericht sprechen. Es könnte 

som
it versucht w

erden per Gerichtsentscheid rechtsw
idriges Vorgehen 

nachzuw
eisen in der Hoffnung, dass es sich nicht w

iederholt. Sollte 
im

 Einzelfall eine Klage m
it einem

 zu großen finanziellen Risiko ver- 
bunden sein, ist es trotzdem

 w
ichtig, den Vorfall zu beschreiben und  

entsprechenden Organisationen (z. B. Trägerverband des Betreibers, Pro 
Asyl, Landesflüchtlingsrat, Am

nesty International) sow
ie den flüchtlings- 

politischen Sprecher_innen der Fraktionen im
 Abgeordnetenhaus/Land- 

tag bekannt zu m
achen. 

Besondere Vorfälle und H
ärtefälle, sow

ie Abschiebungen allgem
ein 

sollten auch im
m

er öffentlich und in den M
edien them

atisiert w
erden.  

Der Flüchtlingsrat Berlin unterstützt gern bei Presse- und Ö
ffentlich- 

keitsarbeit.

3.4. 
W

eitere Handlungsem
pfehlungen w

ährend laufender  
Abschiebem

aßnahm
en und zur N

achbereitung 

W
enn sich die Abholung durch die Polizei nicht m

ehr verhindern lässt, ist 
es w

ichtig, em
otionale Unterstützung zu bieten und die betroffene Person 

nicht m
it der Polizei alleine zu lassen. M

an kann beim
 Packen unterstüt-

zen, dam
it die Betroffenen in der Aufregung keine w

ichtigen Dokum
ente 

und M
edikam

ente vergessen. Es sollte auch geklärt w
erden, w

ohin even-
tuell zurückgelassene Unterlagen nachgeschickt w

erden können, w
er 

über die Abschiebung inform
iert w

erden soll und w
as m

it zurückbleiben-
den persönlichen Gegenständen passieren soll. 

W
enn die von Abschiebung betroffene Person am

 Tag der Abschiebung 
m

ittellos ist, w
eisen Sie die Beam

t_innen darauf hin und bestehen Sie auf 
die Auszahlung eines Handgelds. In Berlin m

üssen M
itarbeiter_innen der 

Polizei die abzuschiebenden Personen spätestens am
 Tag der Abschie-

bung darüber inform
ieren, dass sie für die Erstverpflegung und W

eiter-
fahrt im

 Zielland ein Handgeld von 55 Euro erhalten können, w
enn sie 

über keine eigenen Barm
ittel verfügen. Das Handgeld w

ird von der Polizei 
ausgezahlt. Verfügt die Person über w

eniger als 55 Euro Bargeld, w
ird das 

Handgeld anteilig ausgezahlt. 5 

W
enn es um

 eine Abschiebung innerhalb Europas geht, sollte m
an ver-

suchen, der betroffenen Person noch Adressen von Unterstützungs- und 
Beratungsstellen im

 Zielland m
itzugeben (siehe Ausführungen unter 3.1, 

Elena-Index).

Nach jeder Befragung oder Abholung durch die Polizei sollte unverzüglich 
ein Gedächtnisprotokoll erstellt und von allen Zeug_innen unterschrieben 
w

erden. W
enn es verbale Auseinandersetzungen m

it der Polizei gab 
oder davon auszugehen ist, dass diese nicht rechtm

äßig gehandelt hat, 
sollte am

 besten der gesam
te Ablauf ausführlich geschildert w

erden. 
Gedächtnisprotokolle können w

ichtig sein, um
 eventuell noch einm

al 
Rechtsm

ittel 
im

 
Abschiebeverfahren 

einlegen 
zu 

können, 
für 

die 
gerichtliche Überprüfung der Rechtm

äßigkeit des Polizeivorgehens und 
für den politischen Kam

pf gegen Abschiebungen. 

5 
Vgl. Schriftliche Anfrage, Linksfraktion Berlin, Drucksache 17/16634; 
https://kleineanfragen.de/berlin/17/16736-arbeitsgebiete-integration-und- 
m

igration-agim
-der-berliner-polizei
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5. 
Anhang 

eeheiȟ
haltungsɢflicht�ʽon�òo˖ialarbeiterࡽinnenࡹ�� 

Schutz von Privatgeheim
nissen

Ein Geheim
nis im

 Sinne des § 203 StGB ist alles, w
as den m

it den ge-
flüchteten M

enschen arbeitenden Professionellen in ihrer beruflichen 
Eigenschaft von diesen anvertraut oder über sie bekannt w

urde. Ein 
Privatgeheim

nis kann jede Tatsache sein, die nur Einzelnen oder einem
 

begrenzten Personenkreis bekannt ist und an deren Geheim
haltung der 

Betroffene ein schutzw
ürdiges Interesse hat. Dazu gehören z. B. Erkran-

kungen, Diagnosen, Therapien, aber auch W
ohn- und Lebensverhältnisse, 

Fluchterfahrungen und -w
ege, Sucht- und Sexualverhalten oder die finanzi-

ellen Verhältnisse. 

Neben dem
 Schutz der inform

ationellen Selbstbestim
m

ung dient die 
Schw

eigepflicht für Sozialpädagog_innen und Sozialarbeiter_innen auch 
dazu, eine vertrauensvolle Beziehung zu den beratenen M

enschen zu 
erm

öglichen. Die für eine zielgerichtete Beratung und Unterstützung 
notw

endige O
ffenheit kann nur entstehen und erhalten bleiben, w

enn 
garantiert ist, dass die anvertrauten Inform

ationen nicht an Dritte 
w

eitergegeben w
erden.

Schw
eigepflichtig sind die Sozialarbeiter_innen persönlich, w

eil nicht  
die O

rganisation, für die sie arbeiten, sondern sie selbst die Geheim
- 

nisträger sind. Diese strafrechtliche Schw
eigepflicht kann auch nicht 

durch W
eisungen von Vorgesetzten aufgehoben w

erden, da das 
Direktionsrecht des Arbeitgebers nicht die strafrechtliche Vorschrift 
aushebeln kann.

Ausdrücklich erw
ähnt sind im

 § 203 StGB staatlich anerkannte Sozial- 
arbeiter_innen und -pädagog_innen sow

ie ihre „Gehilfen“. Nicht er- 
fasst sind also z.B. Erzieher_innen oder Diplom

-Pädagog_innen, die 
oft ebenfalls m

it Geflüchteten arbeiten. Auch w
enn diese nicht der 

Strafandrohung des § 203 StGB unterliegen, haben auch sie daten- 
schutzrechtliche 

und 
arbeitsvertragliche 

Vorschriften 
einzuhalten. 

Und natürlich m
üssen auch diese die ihnen anvertrauten Geheim

nisse 
w

ahren, um
 eine dauerhaft vertrauensvolle Zusam

m
enarbeit zu ge- 

w
ährleisten.

4. 
Schlussbem

erkungen

Abschiebungen aus Deutschland finden täglich statt. Um
 eine Politik- 

w
ende herbei zu führen, w

eg von der öffentlich ausgerufenen Abschie- 
beoffensive hin zu einer auf Bleibeperspektiven ausgerichteten und  
integrationsfördernden Politik, sind langfristige politische Inter- 
ventionen nötig. Ein w

ichtiger Schritt dahin ist es, Abschiebungen, ihre 
negativen Begleiterscheinungen und ihre Folgen für die Betroffenen 
im

m
er w

ieder öffentlich zu diskutieren und zu problem
atisieren. Das 

fängt am
 besten im

 eigenen Team
 an und sollte im

 Einrichtungsträger, in 
den Grem

ien des Trägerverbandes bis hin zur M
edienöffentlichkeit w

eiter 
gehen. Nur so kann verhindert w

erden, dass Abschiebungen w
eiter in 

stiller Routine durchgeführt und nur ab und zu als kalte Vollzugs- und 
Erfolgsm

eldungen in den Nachrichten verkündet w
erden. Es ist w

ichtig, 
sichtbar zu m

achen, dass nicht alle dam
it einverstanden sind, w

enn 
M

enschen, die hier Schutz und ein Auskom
m

en suchen, m
it Zw

ang aus 
dem

 Land gebracht w
erden. 

Abschiebungen 
im

 
Einzelfall 

zu 
verhindern 

m
uss 

dam
it 

beginnen, 
nach der Ankunft eine Situation zu schaffen, in der die M

enschen zur 
Ruhe kom

m
en und O

ffenheit und Vertrauen aufbauen können. Auf 
dieser Basis kann eine professionelle Beratung zum

 Asylverfahren 
und zu aufenthaltsrechtlichen Perspektiven sow

ie zu den w
eiteren 

Handlungsoptionen im
 Falle einer Ablehnung w

irksam
 stattfinden. Aber 

auch noch in der konkreten Situation, w
enn die Polizei in die Einrichtung 

kom
m

t, kann m
an sich für solidarisches Handeln entscheiden. 

Die 
vorstehenden 

Ausführungen 
verstehen 

sich 
als 

Anregung 
und 

O
rientierungshilfe. Sie sind jedoch nicht abschließend und können nicht 

alle M
öglichkeiten beschreiben, w

ie eine Abschiebung auch in letzter 
M

inute verhindert w
erden kann. Hier sollte jede_r einzelne entscheiden, 

w
ie er oder sie sich verhalten m

öchte. 

Kurzum
: In einer Unterkunft darf nicht ständig „Tag der offenen Tür“ für 

die Polizei sein. Deshalb sind aktive, solidarische und gut inform
ierte 

M
itarbeiter_innen gefragt!
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Fax- und M

ailvorlage gegen Abschiebungen

An den Piloten und die Crew
 von (Fluggesellschaft) des Fluges (Flugnum

m
er,  

Uhrzeit) von (Abflughafen) nach (Ankunftsort) und die Flugsicherheit 
Stornieren Sie dringend den Flug von (Nam

e) aus (Herkunftsland).  
Er/Sie fliegt nicht freiw

illig und  
a) 

hat angekündigt, sich gegen seine/ihre zw
angsw

eise Beförderung zu 
 

w
ehren. 

b) 
ist nicht reisefähig.

Sehr geehrte Dam
en und H

erren,

m
it großer Bestürzung haben w

ir zur Kenntnis genom
m

en, dass Sie beab-
sichtigen, (Nam

e) am
 (Datum

) um
 (Uhrzeit) Uhr m

it dem
 (Fluggesell-

schaft) Flug (Flugnum
m

er) nach (Land) abzuschieben.

W
ir m

öchten Sie darauf aufm
erksam

 m
achen, dass diese Abschiebung  

gegen den ausdrücklichen W
illen von (Nam

e) geschieht. Durch die geplante 
Abschiebung besteht ernsthafte Gefahr für Leib und Leben von (Nam

e). W
ie 

Ihnen sicher bekannt ist, sind bei ähnlichen Abschiebungen schon M
enschen 

verletzt w
orden oder gar um

s Leben gekom
m

en. (Nam
e) soll nach (Land) 

abgeschoben w
erden.

... kurze Beschreibung, warum
 die Abschiebung dringend abgesagt w

erden soll ...

W
ir fordern Sie deshalb auf, den Flug von (Nam

e) um
gehend zu stornieren. 

Sie sind nicht dazu verpflichtet, einen M
enschen gegen seinen ausdrücklichen 

W
illen zu transportieren. Der Kapitän eines Fluges trägt die Verantw

ortung 
für die Sicherheit der Passagiere. W

ir bitten Sie deshalb: N
ehm

en Sie Kon-
takt zu (Nam

e) auf und lassen Sie sich bestätigen, dass er/sie keinesfalls zu  
fliegen w

ünscht und sich auch nicht m
it Gew

alt abschieben lassen w
ird.

Lassen Sie sich nicht zum
 Gehilfen dieser unm

enschlichen Abschiebung  
m

achen!

Zu den „Gehilfen“, die sich auf die Verschw
iegenheitspflicht berufen 

können und der Strafandrohung unterliegen, zählen z. B. Praktikant_
innen und andere Personen, gegenüber denen die staatlich anerkannten 
Sozialarbeiter_innen/-pädagog_innen 

w
eisungsbefugt 

sind, 
und 

die 
einen ähnlichen Aufgabenbereich w

ie diese abdecken.

Keine Abschiebungen aus Jugendhilfeeinrichtungen 
Verfahrenshinw

eise der Ausländerbehörde Berlin (VAB), Stand August 2017:

„58.1.0.2. 

Abschiebungen aus Jugendhilfeeinrichtungen, Krankenhäusern, Schulen und 
Kindertagesstätten

N
ach W

eisung der Senatsverw
altung für Inneres und Sport sind Abschiebungen aus 

Jugendhilfeeinrichtungen unzulässig. Gem
eint sind hier Einrichtungen der stationä-

ren Jugendhilfe nach SGB VIII (w
ie betreute W

ohngruppen, betreutes Einzelw
ohnen, 

Kinder- und Jugendheim
e), nicht jedoch teilstationäre oder sonstige, offene Einrich-

tungen der freien und öffentlichen Jugendhilfe (w
ie Tagesgruppen oder Jugendfrei-

zeitstätten).

Sofern nicht aktenkundig, w
ird bei m

inderjährigen unbegleiteten Ausreisepflichtigen 
oder alleinstehenden H

eranw
achsenden bei der für Jugend zuständigen Senatsver-

w
altung angefragt, ob die/ der unbegleitete Jugendliche bzw

. H
eranw

achsende in 
einer Einrichtung der vollstationären Jugendhilfe nach SGB VIII w

ohnt.

Stellt sich im
 Einzelfall erst im

 Vollzug der Abschiebung heraus, dass es sich um
 eine 

Jugendhilfeeinrichtung handelt, w
ird die M

aßnahm
e unverzüglich abgebrochen.

Außerhalb der Einrichtung (etw
a bei Vorsprache in der Ausländerbehörde) m

uss die 
Abschiebung jedoch aus Rechtsgründen w

eiterhin versucht w
erden (Rechtspflicht 

aus § 58 Abs. 1 AufenthG). Voraussetzung: Volljährigkeit ist gegeben oder Übergabe 
M

inderjähriger an Fam
ilienangehörige, Sorgeberechtigte oder geeignete Aufnahm

e-
einrichtungen im

 H
eim

atstaat ist sicher gew
ährleistet. Das persönliche Gepäck w

ird 
von Polizeikräften in Zivil aus der Unterkunft geholt (von den M

itarbeitenden der Ein-
richtung übergeben), da ansonsten der Betroffene ohne persönliche H

abe ausreisen 
m

üsste, w
as eine verm

eidbare H
ärte und dam

it unverhältnism
äßig w

äre.“

w
w

w
.berlin.de/labo/w

illkom
m

en-in-berlin/service/dow
nloads/artikel.274377.php
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   Bundespolizei am
 Flughafen Berlin-Tegel 

Tel: 
030 - 41033-0 /-234  

 
(lassen Sie sich m

it der Abteilung „Rückführungen“ verbinden)
 

(M
o-So: 05.00-22.00 Uhr)

Fax: 
030 - 4123086

E-M
ail: 

bpoli.tegel@
polizei.bund.de

Servicenum
m

er der Bundespolizei:
Tel: 

0800 - 6888 000 (kostenfrei, 24 h erreichbar)

Bundespolizei am
 Flughafen Berlin-Schönefeld

Tel: 
030 - 856211-0  

 
(lassen Sie sich m

it der Abteilung „Rückführungen“ verbinden) 
Fax: 

030 - 856211-563
E-M

ail: 
bpoli.sxf@

polizei.bund.de

Servicenum
m

er der Bundespolizei:
Tel: 

0800 - 6888 000 (kostenfrei, 24 h erreichbar)

Pro Asyl
Tel: 

069 - 242 31 40 
 

(M
o-Do: 09.30-15.00 Uhr, Fr: 09.30-12.00 Uhr)

Fax: 
069 - 24 23 14 72

E-M
ail: 

proasyl@
proasyl.de

�dressen�der��andesflʧchtlingsrťte�
w

w
w

.fluechtlingsrat.de 

Flugübersicht m
it Inform

ationen zu Flugzeiten und Fluggesell-
schaften an den Berliner Flughäfen Schönefeld und Tegel
w

w
w

.berlin-airport.de/de/global/fluguebersicht/index.php

6. 
W

ichtige Adressen 

Flüchtlingsrat Berlin e.V.
Greifsw

alder Str. 4, 10405 Berlin
Tel: 

030 - 224 76 311 
Fax: 

030 - 224 76 312
E-M

ail: 
buero@

fluechtlingsrat-berlin.de

Adressbuch Flüchtlingsberatung Berlin (Beratungsstellen, Anw
ält_innen, 

Initiativen, Behörden, Presse in Berlin, ständig aktualisiert):  
w

w
w

.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/arbeitshilfen/adrflueberatung.pdf

Verw
altungsgericht Berlin

Kirchstraße 7, 10557 Berlin
Tel: 

030 - 9014-0 
Fax: 

030 - 9014-8790

Flughafensozialdienst Tegel
Friedem

ann M
üller 

Tel: 
01578 - 211 92 09 

E-M
ail: 

flughafensozialdienst@
invia-berlin.de

Abschiebungsbeobachterin 
der Caritas Berlin-Brandenburg an den Berliner Flughäfen Tegel und Schönefeld: 

Sabina Bothe 
M

obil: 
0172 - 317 58 13 

Tel: 
030 - 666 33 1031  

Fax: 
030 - 666 33 1032  

E-M
ail: 

s.bothe@
caritas-brandenburg.de
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 �
Polizei nach Ziel- und Abflugort fragen. Fragen, w

ohin die Person zu-
nächst gebracht w

ird (Flughafen, Polizeigew
ahrsam

, Abschiebehaft?).

 �
Protest gegen die Abschiebung organisieren  
(z. B. Fax an Fluggesellschaft schicken.)

 �
Sicherstellen, dass alle w

ichtigen Dokum
ente und M

edikam
ente 

eingepackt sind. Klären: W
er soll über die Abschiebung inform

iert 
w

erden? W
as soll m

it zurückbleibenden persönlichen Gegenständen 
passieren? Sollen Sachen nachgeschickt w

erden?

 �
Polizei darauf hinw

eisen, dass m
ittellose Personen am

 Tag der Ab-
schiebung ein Handgeld von 55 Euro bekom

m
en können. 

 �
Adressen von Beratungs- und Unterstützungsangeboten  
am

 Zielort m
itgeben. 

 �
Gedächtnisprotokoll erstellen. 

 �
Öffentlichkeit herstellen, Flüchtlingsrat kontaktieren.

7. 
Handlungsem

pfehlungen  
auf einen Blick 
Ein selbstbew

usstes und bestim
m

tes Auftreten gegenüber der Polizei 
hilft, die Betroffenen in ihren Rechten zu unterstützen und die anderen 
Bew

ohner_innen zu schützen.

 �
Fragen Sie die Polizei beim

 Betreten der Einrichtung nach einem
 

Durchsuchungsbeschluss.

 �
Geben Sie keine Auskünfte an die Polizei. Bei Fragen der Polizei Ver-
w

eis auf Schw
eigepflicht und Verw

eis an den Träger der Einrichtung.

 �
Begleiten Sie im

m
er die Polizei in der Einrichtung und die von Abschie-

bung betroffene Person nicht m
it der Polizei alleine lassen. Leisten Sie 

em
otionale Unterstützung.

 �
Klären Sie, ob tatsächlich vollziehbare Ausreisepflicht besteht und 
ggf. auf laufende Gerichtsverfahren hinw

eisen (Aktenzeichen nennen). 
Die Polizei m

uss den Hinw
eisen nachgehen.

 �
Rechtsanw

ältin der von Abschiebung betroffenen Person sofort infor-
m

ieren.

 �
Evtl. m

it schriftlicher Vollm
acht im

 Nam
en des Betroffenen Eilantrag 

beim
 VG stellen Abschiebung zu untersagen.  

 
Verw

altungsgericht Berlin, Kirchstraße 7, 10557 Berlin 
 

Tel: 030 - 9014-0, Fax: 030 - 9014-8790


